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um uns über dieselbe hinaus auf einen solchen allgemeinen Standpunkt zn stellen.
Weil bisher unser Blick auf das Hauö beschränkt war, rücken wir mm auch in
einer großen Zeit das HauS mit Allem, was darin hängt in die Politik hinein,
und bilden uns ei», wenn Jemand ein guter Hansvater sei, so müsse er auch noth-
gedruugen in der Politik ein achtbarer Mensch sein. Die Weiber mit ihrem „Herzen"
machen bei uns viel zuviel mit in Politik; sie können es nicht begreifen, daß man
zum Wohle des Vaterlands im sittlichsten, edelsten Willen oft ein hartes, schnei¬
dendes Verdammnngsurtheil aussprcchen muß. Sobald ja etwas aus Deutschland
werden soll, kann man das häusliche Pantoffelregiment nicht grob genug ans der
Politik hinauswerfen. Wir werden in diesem Sinne in der Fortsetzung an die „be¬
rüchtigten" Artikel der „Deutschen Zeitung" über die Heidelberger Universitätszu¬
stände hervortreten. UnS kümmert nicht der Mann in seinen häuslichen Beziehungen,
uns kümmert nur der Mann auf dem öffentlichen Gebiete; hier allein haben wir
das Recht, ihn zu beurtheilen. —

Preußische Briefe.

Zwölfter Vrief.

Die Fürsten gegen die Nation.

Die Würfel sind gefallen. Die gleichzeitigeAuflösung der Kammern in Ber¬
lin, Hannover, Dresden --München wird voraussichtlich in kürzester Frist folgen;
die gleichzeitige definitive Ablehnung der deutschen Rcichsverfassnug von Seiten
Preußens, Hannovers nnd Baierns sind ebensoviel Symptome, daß das König-
thum von Gottes Gnaden, der Egoismus der eiuzelneu fürstlichen Hoheit sich
enge verbindet hat zum Entscheidungskampfe gegen die Nation. In meinem letz¬
ten Briefe, wo die Monarchie das letzte Wort noch nicht gesprochenhatte, durfte
ich mich meiner Gemüthsaufregung überlassen; Hoffnungen, Wünsche, Befürchtun¬
gen haben von der letzten Stunde der Entscheidung noch Raum. Jetzt, wo der
Fehdehandschuh hingeworfen ist, gilt es, sich ernstlich zu rüsten, nicht in der Hitze
eines augenblicklichenUnwillens, sondern mit der Kälte des festen Entschlusses.

Der Feind ist der angreisende Theil; wenn wir ihm begegnen sollen, müssen
wir uns zunächst klar machen, was er vorhat.

Es ist kein Zweifel, daß die gleichzeitigen Kammer-Auflösnngen auf einer ge¬
meinsamen Verabredung beruhe». Man hat erklärt, in Preußen sei der Entschluß
erst im letzten Augenblick gefaßt, als der Telegraph den Beschluß der deutsche»
Nationalversammluug nach Berlin brachte, durch welchen alle Negierungen ausge-
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fordert wurde», ihren Völkern die Gelegenheit, sich durch die gemäßigten Organe
über die deutsche Angelegenheit auszusprechen, nicht zu entziehn. Die preußische
Bureaukratie hätte darauf geantwortet: „Just nicht!" — Man geht zwar ziem¬
lich sicher, wenn man diesem Gouveruement jedesmal die unvernünftigsten Motive
unterlegt, diesmal aber würde es doch deu Horizont des Begreiflichen überschrei¬
ten. Jener Beschluß der Paulskirche war unter allen, die in Frage kamen, der
gelindeste; er war namentlich sür Preußen so günstig, daß ihn nur eine so
gemäßigte Versammlung fassen konnte; er war endlich, was jene Auffor¬
derung betrifft, nicht gegen Preußen gerichtet, sondern gegen Baieru und
Hannover, wo durch die fortdauernde, dem Geist des coustitutionellen Staats
widersprechendeVertagung der Kammern dem Volk jede Gelegenheit abgeschnitten
wurde, seinen Willen gesetzlich zu formulircn. Wenn eine äußerliche Thatsache auf
den Entschluß der Negierung eingewirkt hat, so sind es wohl die Vorgänge in
Würtcmberg, wo der Eigenwille der königlichen Persönlichkeit dem Willen der von
den Ständen getragenen königlichen Regierung weichen mußte. Der König
hatte erklärt, er würde sich dem Hause Habsburg unterworfen haben, dem Hause
Hohenzolleru aber unterwerfe er sich nicht, den» das sei gegen das Wohl des
Landes. Die Negierung und die Stände antworteten ihm: es ist nicht gegen das
Wohl des Landes, das müssen wir bcsftr wissen. Darauf wurde das tel est iw-
U'e pliüsir als letzter Trumpf ausgespielt und verlor: ein bedenklicher Vorgang für
^salbte Häupter, wenn er auch seinem materiellen Inhalt nach dem Geschlecht der
Hohenzolleru zu Gute kam. Der Köuig will nicht gedrängt sein! Er wird er¬
messen u. s. w. Man kennt die Phrasen.

Die Motive, durch welche die preußische Regierung die Auflösung der Kam¬
mern begründet, sind folgende: Einmal seien von Seite der Opposition sehr sub¬
versive Theorien ausgesprochen. Die alte Doctrin des Absolutismus! er will nicht
u»r seinen Anhängern, sondern auch seinen Gegnern das, was sie sagen sollen,
^ den Muud lege», und eine Opposition, die andere Ausdrücke gebraucht, als
Hm bequem sind, erklärt er für mißliebig, er findet in ihren Angriffen einen frechen,
unehrerbietigen Tadel der bestehenden Landesgesetze, er verwundert sich über sie
^d weiß ihnen nicht zu antworten, wie der angehende Dvctor, der sich auf ein
^isputatvrium nach der Schablone vorbereitet hat und nun durch eine Stegreiffrage
"us der Rolle gebracht wird. Wen» im Uebrigen seine Majorität in der Kammer
^iß wäre, schon eine Opposition von 10—12 Mitgliedern mit subversiven Theo-

würde ihn außer Fassnng setzen, er würde die Kammer auflösen, um das
)w unbegreifliche Factum zu constatiren, daß Principien, die er gar nicht ve»

'^t, von einem Theil des Volks gebilligt werden können.
Das zweite Motiv ist die Fluctuation der Majorität. Mit einer Kammer,

°N der sich bei keiner Frage berechnen ließe, wohin die Entscheidung fallen würde,
^renzbotcn. II. Zg
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könne man nicht regieren. Es ist das an sich ein richtiger Vvrwurf, den wir
selber schon mehrfach erhoben haben; die Kammer hat eine grenzenlose Ungeschick¬
lichkeit erwiesen, Beschlüssezn fassen. In solchen Fallen hat allerdings die Ne¬
gierung nur die Wahl, durch eine Auflösung der Kammer an's Volk zu appelliren
oder zurückzutreten. Man löst die Kammern auf, wenn man auf einen günstigern
Ausfall der neuen Wahlen rechnet. In diesem Fall hat die Regierung nur Einen
Umstand übersehen. Jene Flnctuation beruhte gar nicht darauf, daß ihre Anhän¬
ger und ihre Gegner sich ungefähr die Wage hielten, sondern darin, daß die
verschiedenen Fractionen ihrer Gegner aus Eisersucht gegen einander jedesmal
verschiedene Anträge stellten, die zwar das Gemeinsame enthielten: „Die Politik
des Ministeriums ist erbärmlich," aber dann noch irgend einen unerheblichen Zu¬
satz, z. B. „gelb ist eine schone Farbe," oder grau oder dergleichen. Wenn
sie nach den eben so leidenschaftlichen als durchdachten Angriffen, in denen Viu cke,
der Repräsentant, wenn auch nicht der Führer des rechten Centrums, ihr System
in seiner ganzen Kläglichkeit enthüllte, drese Partei zu ihren Anhängern rechnen,
so überschreitet das beinahe das Gebiet des Möglichen.

Wie dem auch sei, das Ministerium hat jedenfalls das formale Recht, die
Kammer aufzulösen, auch wenn es in derselben eine überwiegende Majorität gegen
sich hat, sobald esHuur hofft, in den nenen Wahlen zu siegen. Nach der Kon¬
stitution vom 5. December, die dnrch Annahme von Seiten der Kammer rechts¬
kräftig geworden ist, müssen die neuen Wahlen in spätestens 40 Tagen beendet,
die nenen Kammern in »0 Tagen einberufen seiu. Ob das Miuisterium darauf
rechnet, daß sie conscrvativer ausfallen werden! Folgende Umstände sprechen da¬
gegen. Die äußerste Rechte hat mehrfach ausgesprochen, daß bei den Urwahlen
au eine zweckmäßige Volksvertretung nicht zu deukeu sei; daß sie selbst ihre Wahl
lediglich dem Zufall verdanke. Man hat die Urwahlen mit zu den Motiven
gerechnet, der deutschen Ncichsvcrfassuug die Zustimmuug zu versagen. Die letzten
Wahlen gingen aus einer Stimmung des größcrn Theils der Nation hervor, uw
jeden Preis einen geordneten Znstand uud als Fundament desselben die Anerken¬
nung der octroyirten Verfassung zu erwerben. Diese Anerkennung ist jetzt aber
ausgesprochen und es treten andere Bedürfnisse in den Vordergrund, die bereits
factisch einen großen Theil der rechten Seite bewogen haben, mit der Opposition
zu stimmen. Die Hoffnung des Ministeriums auf einen conservativen Ausfall der
ueuen Wahlen wäre also wenigstens eine Illusion; daß dieselbe aber gar nicht eM
wesentlicherBestimmuugsgruud der Kammerauflösung war, zeigt das dritte, das
wichtigste und gefährlichste Motiv. Es wird mit dürren Worten gesagt, die KaM'
mer habe ihre Kompetenz mehrfach überschritten, uud zwar namentlich in zwe
Fällen, bei dem Antrag auf Aufhebung des Belagerungsznstandes in Berlin »nv
bei der Anerkennung der deutschen Rcichsverfassnng. Es ist also evident, daß
die Regierung die Möglichkeit, daß von den neuen Kammern ähnliche BeschlW
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ausgehn, in Erwägung gezogen und für diesen Fall eine neue Auflösung in Aus¬
sicht gestellt hat, uud so in'S Unendliche fort.

Wir wollen zunächst jene beiden Fälle ins Auge fassen. Der erste ist ganz
unzweifelhaft. Der Belagerungszustand darf nur mit Genehmigung der Kammern
aufrecht gehalten werden; in Folge dieses unbestrittenen Grundsatzes legt die Re¬
gierung der Kammer ihre Motive vor und verlangt theils eine JndemnitätSbill
über die frühere Verhänguug des BelageruugszustaudeS, theils eine Erlaubniß
zur vorläufigen Fortdauer desselben, bis durch anderweitige Gesetze den Gefahren,
welche die Auflösuug mit sich führte, vorgebeugt sein würde. Die Kammer erklärt
die Motive für ungenügend; sie hat die Mäßigung, das Gouvernement nicht, wie
es ihr zustand, wegen der Vergangenheit in Anklagestand zu setzen, in Anbetracht
der eigenthümlichen Verhältnisse, für welche der Rcchtöpunkt schwer aufzufinden
wäre; sie setzt aber voraus, daß uuumehr diese Beschränkung der constitutioncllcn
Freiheit nothwendig wegfallen müsse, uud hält es, eiuem Ministerium gegenüber,
das noch neu in constitutiouclleu Dingen ist, für nöthig, diese Voraussetzung be¬
stimmt cmSzusprechen, also dasselbe aufzufordern, den BclagcrnugSzustaud sofort
aufzuheben: eine Voraussetzung, die sich eigentlich von selbst versteht, da derselbe
rechtlich nur mit Genehmigung der Kammern möglich ist, da seine Rechtsgiltigkcit
also augenblicklich wegfällt, sobald diese Gcnehmiguug versagt wird. Wenn nun
das Ministerium erklärt, zu einer Einmischung in Verwaltungsangelegenheiten (die
Beschränkung der Freiheit eine Verwaltungsaugclegeuheit!) sei die Kammer uicht
cvmpetent, so läßt cö sich dadurch von einer Reminiscenz an vergangene Zustände
verleiten, die in keiner Weise mehr paßt. Damals hatte man es mit einer con-
ftituireuden Versammlung zu thuu, d. h. mit einem Staatskörper, dessen ein¬
zige Aufgabe die Feststellung der Verfassung war, soweit ihm nicht ständische Be¬
fugnisse ausdrücklich übertragen waren; jetzt aber leben wir in einem constitutionelleu
Staat, uud die Kammer hat daö Recht, jede Handlung der Regieruug vor ihr
Forum zu zieh», und namentlich bei Schritten, die eine Verletzung der Constitution
enthalten oder darauf auögehu, die augenblickliche Zurücknahme zu fordern. Sonst
wäre ja die Regieruug uicht constitutioucll, soudern absolut; sie ließe die Stände
Gesetze geben, welche sie wollte und handelte dauu uach Gutdünken.

Der zweite Punkt, in welchem die Negierung eine Überschreitung der stän¬
dischen Competenz zu erkläre» glaubt, ist die Anerkennung der Reichsvcrfassmig
von Seite der zweiten Kammer. Ich habe schon früher auseinandergesetzt, !>iß
die deutsche Angelegenheit eine Lebensfrage Prcnßens ist nnd daß es der Regie¬
rung nicht freistand, in derselben irgend einen entscheidenden Schritt zu UM,,
ohne die Zustimmung der Vertreter des deutschen Volks. Die Ansicht derselben
hatte sich in beiden Kammern, durch mehrere auf einander folgende Adressen, auf
d«s Unzweideutigste knudgethau. Ich gebe zu, daß eine fehlerhafte Taktik der
Parteien, eine gewisse Unbestimmtheit in dem, was man eigentlich erreichen wollte,

30*
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es der Regierung erleichtert hat, die zweideutige Politik, die sie namentlich ihren
Anhängern in Frankfurt gegenüber getrieben, weiter fortzuführen. Es kam hin¬
zu, daß es damals den Anschein hatte, als ob die verfassungsmäßigen Gewalten
der deutschen Königreiche sich gegen das Gagernsche Programm aussprächen. Mit
der definitiven Feststellung der Verfassung aber uud mit dem Eindruck, deu die
Aufnahme derselben von Seiten des Königs in Deutschland erregte, änderte sich
die Sache. Die Volksrepräsentanten der gesammten deutschen Staaten erklärten
ihren Willen, die von der deutschen Nationalversammlung entworfene Verfassung
für rechtsgiltig zu erachten — ob sie es auch ohne diese Zustimmnng war, ist
eine ebenso zweifelhafte und unerhebliche Frage, als bei der Konstitution, welche
Mantenffel und Genossen dem preußischen Staat octroyirt haben. Als die soge¬
nannte Rechtspartei in der Paulskirche, von Vinke geleitet, gegen deu Anspruch
der Nationalversammlung, ausschließlich über die deutsche Verfassung entscheiden zu
wollen, Protest einlegte und den Regierungen der einzelnen Staaten das Recht
vindicirte, ihre Stimme dabei abzugeben, so meinte sie damit die cvnstitutio-
uellen Negierungen d. h. die aus der Majorität der Volksvertretuugeu hervor-
gegangenen Ministerien. Die reinen Noyalisten aber verstehn nnter Negierung nichts
anders, als die Person der Gesalbten und eö ist eine Jncvnsequenz, die lediglich
aus der Kürze und Ungewohntheit ihrer neuen Herrschaft zu erklären ist, wenn
sie nicht auch für sämmtliche Agnaten der regierenden Fürsten das Recht in An¬
spruch nehmen, durch ihr Veto die deutsche Verfassung aufzuheben, wie es ja im
Jahr 1838 mit der hannöverschenVerfassung der Fall geweseu ist. Gegen diese
Partei von Gottes Gnaden ist mit Gründen nicht zu streiten, denn sie bewegen
sich in dem transcendenten Gebiet des uumittelbaren göttlichen Einflusses, gegen
sie gelten andere Waffen. Wer sich dagegen an das coustitutivuelle Princip hält,
wird nicht in Abrede stellen können, daß die preußische Regierung die Verpflich¬
tung hatte, ihren definitiven Entschluß iu Beziehung auf die deutsche Angelegen¬
heit den Kammern znr Begutachtung, resp. Genehmigung vorzulegen, daß daher,
als die Regierung diese constitutionelle Pflicht versäumte uud im Gegentheil an¬
deutete, sie werde sich „niemals, niemals, niemals!" von den Fluchen der Volks-
meinnng treiben lassen, die Kammern vollständig in ihrem Rechte waren, ihre Auf¬
fassung der Frage durch einen bestimmten Beschluß zu formnlireu. Wenn dagegen
die Regierung, gleich nachdem sie die Kammer aufgelöst, ihre definitive Erklärung
an Frankfurt abgab, worin sie erstens die Neichsverfassung, zweitens die auf
Grund derselben dem Köuig vou Preußen übertragene Kaiserkrone ablehnte, so
ließe sich allenfalls über die Berechtigung des letzteren streiten, da hier eine be¬
stimmte Persönlichkeit in Betracht zu kommen scheint; ich sage scheint, denn ge¬
setzt, Friedrich Wilhem IV. wäre der Ueberzeugung, er könne die dem König von
Preußen übertragene Kaiserkrone nicht annehmen und gesetzt, der preußische Staat
wäre der Ueberzeugung, daß sein König die deutsche Kaiserkrone tragen müsse, so
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wäre die Lösung wie mich dünkt, eine sehr einfache und man dürfte nur an daS
jüngste Beispiel in Oestreich erinnern, wv anch das fragliche Verhältniß des Kai¬
sers zum König von Ungarn zn einem ThronwechselVeranlassung gegeben hat. In¬
dessen es ließe sich, wie gesagt, über diesen Punkt streiten; nicht so über den
ersten. Die preußische Regierung hatte nicht das Recht, ohne Zuziehung der
Volksvertreter und gegen den deutlich ausgesprochenen Willen derselben die deut¬
sche Reichsverfassung für ungillig zu «Mären und es ist also nicht die Kammer,
sondern das Gouvernement ist es, welches den Boden des Rechts verlassen hat.

Um die Ansicht, welche unsere Regierungen von dem Repräsentativstem ha¬
ben, schärfer aufzufassen, muß man die Motiven, welche bei den übrigen Kam¬
merauflösungen vorangestellt siud, in Vergleichung ziehn. Die hanuöversche Re¬
gierung ist stets offner, d. h. brutaler gewesen, als die preußische, sie ist es auch
jetzt. Die Ordvuuauz, iu welcher der König von Hannover die Kammer auflöst,
gibt ausdrücklich als Hauptgrund dieses Schrittes an, daß sich in der Kammer
eiue Partei gebildet habe, welche in der deutschen Frage eine bestimmte Haltung
einnehme, welche der Ansicht der Regierung entgegengesetzt sei. Ich bezweifle,
ob je ein officielles Actenstück der Regierung die Naivität weiter getrieben hat.
In Preußen moquirt mau sich darüber, daß durch einige Schwankende der Aus¬
schlag bald nach dieser bald nach jener Seite gegeben werde, in Hannover ist
Man darüber entrüstet, daß ein solches Schwanken uicht stattfinde» solle. Die
sächsische Regierung, die sich immer in gesetzlicherenFormen hält, motivirt die
Kammerauflösuug durch die spärliche Att, wie die Volksvertreter ihr die Steuern
Zumessen, um sie fortwährend in Abhängigkeit zn halten, was dech unzweifelhaft
ein constitntionelles Recht derselben ist, uud das einzige Mittel, aus die Regierung
einen wirklichen Einfluß auszuüben. Ich muß übrigens gestehu, daß, wenn die
süchMe Kammerauflösung allein stünde, ich auf Seite der Regierung treten würde,
^cnn ich auch über die Zweckmäßigkeitihres Verfahrens anderer Meinung wäre;
^ diesem Zusammenhang aber setzt sich auch die sächsische Regierung dem Verdacht
^us, dem Buude der Fürsten gegen die Nation beigctrcteu zu sei».

Ueberhaupt hat iu Preußen die Kammcrauflösuug eine ganz andere Bedeutung
iu den übrigen Staaten. In diesen kleinen pvlilischen Gebäuden vou höchst

beschränktem Gesichtskreis hatte eine einzige Partei die Wahlen gelenkt, und die
Gläubigen den Schriftgelehrten vorgezogen. Die Kollisionen dieser kleinen Kam¬
mern mit den Negieruugeu machten einen höchst peiulichcu Eindruck, denn mau
^nnte es sich nicht ableugne», daß die Einsicht und anch znm Theil der gute
^ille bei Weitem mehr auf Seite der letztem war. Iu Preußcu war das anders.
^ wäre» iu deu Kammern sämmtliche politischen Standpunkte auf das Würdigste
vertrete», uud man kann sagen, daß sie die Blüthe der Nation darstellten, so gut
Und so schlecht diese nnn sein mag. Ihnen gegenüber spielte die Regierung eine
^gliche Rollenden» sie vertrat eiue schlechte Sache und noch dazu ohne alles
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Geschick. Die Auflösung erschien also hier um so mehr als ein Act roher Gewalt.
Endlich repräsentirt jede andere Kammer doch nur einen sehr geringen Bruchtheil
der deutschen Nation; in Preußen handelt es sich aber um einen Staat und um
ein Volk, in dem auch intensiv die eigentliche Macht Deutschlands ruht.

Alles dies zusammeugrnvmmen,fallen die Kammerauflösungen unter zwei Ge¬
sichtspunkte. Einmal wollen die Negierungen zwei Monate frei haben, um 1) ihre
militärischen Maßregeln zur Beruhigung des Volks ungestört fortsetzen zu können,
um 2) dem Versuch, von Seiten der Nation ans die Reichsverfassung zu begrün¬
den, nach Belieben ein Ende zu machen, um endlich 3) die dänische Frage ohne
ständische Dazwischcnknnftzu erledigen. Ob gegen die Frankfurter Nationalver¬
sammlung ein Gewaltschritt im Werke ist, kann nicht mit Bestimmtheit gesagt wer¬
den, es wird das theils von dem Verhalten der Paulskirche, theils von den Er¬
folgen der östreichisch - russischen Waffen in Ungarn abhängen. Daß die Fäden
des fürstlichen Einverständnisses in Olmütz und weiterhin in St. Petersburg zu¬
sammenlaufen, kann nicht länger in Zweifel gestellt werden. Hat man doch in
Berlin das bisherige Organ der preußisch - deutschenPartei, die deutsche Reform,
dem östreichischen Gesandten, der bei der Bekehrung des Potsdamer Hofes die
thätigste Rolle gespielt hat, Ritter v. Prokesch-Osten verkauft, uud läßt also
daö eigentliche Blatt der ministeriellen Partei durch einen Diplomaten aus der
Schule Metternichts iuflueuziren. Auch darüber ist kein Zweifel, daß die Fürsten
vollkommen geneigt wären, das deutsche Volk mit einer octroyirten Charte zn be¬
schenken, wenn nur uuter ihnen selbst über diesen Punkt eine Vereinbarung so
leicht wäre. Am liebsten würde man, da man eigentlich in Oestreich wie in Preußen,
höchst uuproductiv ist, da man eigentlich beiderseits nicht weiß, was man will, die
Sacke ruhig gehen lassen, nur mit Unterdrückung aller Parlamente, wenn nicht
die dänische Frage vorläge, wenn nicht für das Reich, in dessen Namen doch bis
dahin der Krieg geführt worden ist, eine Vertretung gefunden werden müßte, die
eine internationale Bedentung haben mnß. So ist der dänische Krieg, so ver¬
kehrt er an sich ist, für die deutsche Sache der letzte Rettungsanker. Gibt sich
Preußen zum zweiten Mal dazu her, uuter den vorwaltenden Umständen einen
schimpflichen Separatfrieden zu schließen, so hat seine letzte Stunde geschlagen.

Der zweite Gesichtspunkt ist nun der. Was soll nach deu zwei Monaten ge¬
schehen, innerhalb wclcher die Kammern wieder einberufen werden müssen? Vor¬
aussichtlich wird man innerhalb dieser Frist so viel Sünden an der Nation begehe«,
daß dann eine Volksvertretung der Krone gegenüberstelln wird, erbitterter und
feindseliger als zu den Zeiteu der französische«Revolution. Wenn man sich auch
bis jetzt noch nicht den Gedanken klar gemacht hat, so wird man unbedii-igtdar¬
auf hingedrängt werden müssen, dieser Verantwortlichkeit dnrch einen neuen Um¬
griff in die Verfassung zu entgehen. Ich glaube gern, daß das Ministerium Bran¬
denburg verblendet genug ist, sich diese Cvnscqueuz nicht klar zu machen, und
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ehrlich genug, sich ihm, wenn es dazu kommt, zu entzichn. Aber ist es erst so
weit, so wird der Hof schon andere Werkzeuge finden. Die absolute Rechtlosigkeit
wäre dadurch proklamirt uud damit die Revolution.

Es fragt sich nun, wie können wir diesem Aeußcrsten entgehen? Wir, die
constitutionelle Partei, die bis zum März vorigen Jahres in den einzelnen Staaten
die Opposition bildeten, die wir vom März bis znm September an der Spitze
der liberalen Partei das neue Reich zn gründen suchten, und seit dem September
durch die Gefahren des Radikalismus zu ciucm Bund mit den Regierungen und
der alten dynastische»Partei gedrängt wurden?

Wir haben uns zunächst klar zn mache», daß dieser Bund lediglich der Noth
des Augenblicks entsprang und daher ein vorübergehender sein mußte; daß unsere
Ansicht von der Monarchie in allen Punkten der Doctriu des historischen Rechts
diametral entgegengesetzt ist. Hätte die preußische Negierung den Muth gehabt,
deu Traditionen des großen Friedrich zu folgen, nnd mit einem großen Entschluß
durch einen Bund mit der Nation dem Militär- nnd Diplomatenregiment Alt-
Oestreichs einerseits, der verrottete» Kleinstaaterei andrerseits gegcnüberzntreten,
so hätte es keine eifrigern Noyalisten gegeben als uus. Wir gaben Prcnßeu das
Schwert des Reichs iu die Häude; es war zu furchtsam und zu befangen in seiner
alten Convenicnz, um cö zu ergreifen. So müssen wir denn unsern Weg gehen
ohne Preußen. Wir waren monarchisch,absolutistisch, weun man will, in dem Sinn,
daß wir für Deutschland eine mächtige Centralisation, daß wir eine kräftige Unter¬
drückung der Souderbüudlerei, der sogenauuten Stammcsnuterschiede der Hechinger
und Lippe-Detmolder Nationen für nothwendig erachteten; aber nicht in dem Sinn
Monarchisch, wie die Hofjnnker, Hofscifensieder,Kammerdiener und Maitressen unserer
Duodczresidcnzcn, die als ein Recht von Gottes Gnaden die Fortdauer ihrer fau¬
len Zustände vertheidigen, Zustände, welche die deutsche Nation vor Europa mit
Schande und Schmach bedeckt haben. Wir wollen das Königthum, das Kaiserthum,
Um an diesen Angelpunkt die coustitutionelle Krystallisation des Volks zu knüpfen;
wir wollen das Königthum nicht, wenn eö sich dieser nothwendigen Ent-vicklung
widersetzt. Wir waren für Preußen, weil wir in ihm den mächtigen Kriegerstaat
sahen, der das Bauner der neuen Zeit siegreich den Barbaren des Ostens entgegen
tragen würde; wir sind gegen den Staat, der sich zum Trabanten der Baschkiren
und Kroaten hergibt.

Auf der andern Seite müssen wir uns klar machen, daß unter unsern bis¬
herigen Gegnern, den Radikalen, ein großer Theil durch die Schule der Erfah¬
rung geläutert ist uud von uus eigentlich nur uoch durch die Traditionen des
vorigen Jahres getrennt wird. Mit diesen uns verbinden, kann gegen unser
Princip nicht streiten, eö liegt aber auch in ihrem Interesse, denn lassen wir die
Dinge weiter gehen, wie sie gehen, so ist in kurzer Zeit nur noch von dem reinen
Gegensatz die Rede zwscheu rother Monarchie und rother Republik, zwischen Win«
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dischgrätz und Hecker. Ein großer Theil unserer Partei scheut sich vor einer ener¬
gischen Opposition gegen das Gonveruement, obgleich es dasselbe ebenso mißbilligt
als wir, in diesem 'Augenblicke, wo die sociale Frage hereindroht. Er fürchtet in
jedem neuen Kampf eine nene Stockung der Geschäfte, neuen Nothstand, neues
Elend, — zuletzt Krieg der Besitzlosen gegen den Besitzende». Ein Bedenken von
der höchsten Wichtigkeit, welches aber durch die einfache Reflexion gehoben wird,
daß in einer schnellen nud energischen Opposition der gescnumten liberalen Par¬
tei uud den schnellen Sieg über die Willkür der Höfe das einzige Mittel gegeben
ist, jenen blutigen Kampf zu vermeiden, der sonst unvermeidlich hereinbrechen muß.

Das einzige Organ unserer Partei — der Partei der gesetzlichen Freiheit —
ist für jetzt die Nationalversammlung zn Frankfurt. Wir hoffen, daß sie mit der
unglaublichen Mäßigung uud Besonnenheit, die sie bis jetzt bewährt hat, im ent¬
scheidendenAugenblick auch die Kraft und Energie verbinden wird, ohne welche
jene Eigenschaften keine Berechtigung h«ben. Ihr zur Seite stehen die Staaten
von Würtembcrg, Baden, beiden Hessen uud sämmtliche kleine Staaten, stehen die
ständischen Erklärungen von Preußen uud Sachsen, steht endlich d e gesammte
Nation. Sie hat über keine militärischen Mittel zn dispvniren, aber d'le Noth¬
wendigkeit der Verhältnisse ist sür sie. Bleiben die Negleruugen auf cvnstitulio-
ncllem Boden, d. h., schreiben sie nach der Aufforderung der Paulskirche
augenblicklichdie neuen Wahlen ans, uud berufen die daraus hervorgegaugcnen
Kammern, dann ist die weitere Entwickelung euifach und organisch. Bis dahin
haben alle Korporationen, dte städtischen Behörden, die Bürgerwehren, laut ihre
Stimme zu erliebeu zu Gunsten der deutscheu Sache, zu Gunsten der Freiheit.
Je schneller und energischer das geschieht, je weniger wird die Regierung versucht
werden, ihre letzte Karle auszuspielen.

Sollte es aber dennoch geschehen; sollten die Mäuner der Gewalt es wagen,
ihre Hand an das Palladium der deutschen Nation zu legen; es wagen, die
Grundlage der gesetzlichen Freiheit in den einzelnen Staaten ebenso zu unterwüh¬
len, als die des Reichs; sollten sie, wie das tief gesuntue Oestreich, den Russen
gegen ihren eignen Mitbürger zu Hilfe rnfen — dann ist unsere Partei, die Par¬
tei der Vermülcliuig, aufgelöst, und der Fluch der Ereignisse, die daun unver¬
meidlich sind, möge ans das Haupt derer fallen, die sie heraufbeschwöre» habe».

Nachschrift. Jeder Tag bringt sei» Neues. Preußen hat also an dem¬
selben Tage, wo seine Ablehnung nach Frankfurt gesandt wurde, die Fürsten auf¬
gefordert, in einem berliner Congreß die Verfassung zn berathen, die dem deutsche»
Volk vctrvyirt werde» soll; es' hat gegen jede Widersetzlichkeitder Unterthanen
kräftigen militärischen Schutz verheißen. Es wird falsch gerechnet haben, die 30
Negieruugen werbe» nicht in einen preußischen Svnderbund eintreten, sie werden
halten, was sie dem Parlament gelobt; die vier Königreiche, welche nur darum,
weil Preußen an die Spitze gestellt werden sollte, der Verfassung
ihre Anerkennung versagten, werden jetzt sich freudig ihr anschließen. ^-
Ferner spricht die „Deutsche Reform," das Organ des Hofes, es aus, nach dem bis¬
herigen Wahlgesetz dürfe in Preußen nicht wieder gewählt werden. Also geht das
Ministerium iii der That damit um, die von ihm selber octroyirte Verfassung will¬
kürlich wieder aufzuheben; es proclamirt den Znstaud der Willkür und Rechtlosigkeit.
Diesmal wird die Rechte — welche die Versassunganerkannt hat — mit derLinken einig
sein, daß voil einer Wahl nach dem neuen Modus nicht die Rede sein könne.
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